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Plädoyer fˇr einfachere
Erwerbszuwanderung

Wirtschaftsweiser Werding warnt vor sich verschärfendem
Fachkräftemangel – Paneldebatte in Frankfurt

B˛rsen-Zeitung, 14.2.2023
fed Frankfurt – Der Mangel an Fach-
kräften, der die deutsche Wirtschaft
bereits heute vor Probleme stelle,
werde sich in den kommenden Jah-
ren absehbar verschärfen, zumal das
Erwerbspersonenpotenzial sinke –
so lautete die Mahnung von Martin
Werding, Mitglied des Sachverstän-
digenrats zur Beurteilung der ge-
samtwirtschaftlichen Entwicklung
anlässlich der Diskussionsveranstal-
tung ,,Bessere Bildung, bessereWirt-
schaft‘‘ in Frankfurt. Die vom Bun-
desverband deutscher Volks- und
Betriebswirte und der Industrie-
und Handelskammer Frankfurt ein-
geladenen Podiumsteilnehmer dis-
kutierten M˛glichkeiten, wie die Po-
litik durch Weichenstellungen fˇr
Zuwanderung und Weiterbildung
auf denMangel an Fachpersonal rea-
gieren kann.
Dass es einen Engpass gebe, sei

unter anderem daran spˇrbar, dass
selbst Ungelernte fehlten und dass
sich die Zeit zur Suche geeigneter
Bewerber fˇr offene Stellen zwi-
schenzeitlich auf im Schnitt 120 Ta-
ge verdoppelt habe, berichtete der
Wirtschaftsweise. Werding rechnete
vor, dass eine Nettozuwanderung
von 400 000 Personen pro Jahr not-
wendig sei, um die Lage am Arbeits-
markt zu stabilisieren. Das entspre-
che brutto einer Zuwanderung von
mehr als einer Million Menschen.
Da sich Deutschland nicht auf die
Migration von Arbeitskräften aus
dem EU-Ausland verlassen k˛nne,
sei es wichtig, dass die Erwerbszu-
wanderung aus Drittstaaten poli-
tisch erleichtert werde. Werding plä-
dierte beispielsweise dafˇr, die so
genannte Westbalkanregelung, die
die Schwellen und Hindernisse fˇr
Einwanderung reduziert, auch auf
andere Staaten außerhalb Sˇdosteu-
ropas anzuwenden. Denn die bishe-

rigen Erfahrungen mit einem Re-
gime ohne explizite Qualifizierungs-
anforderungen seien gut, da es in
der Realität trotzdem zum Zuzug
auch qualifizierter Arbeitskräfte fˇh-
re.

Bedarf an finanzieller Bildung

Brigitte Scheuerle, fˇr Aus- und
Weiterbildung zuständige Ge-
schäftsfˇhrerin der IHK Frankfurt,
gab zu bedenken, dass es sehr viele
,,Bildungsverlierer‘‘ gebe, die nicht
ˇber ausreichende Voraussetzungen
verfˇgten, um in Unternehmen ein-
gesetzt zu werden oder weiterge-
hende Bildungswege anzutreten.
Sie schlug damit die Brˇcke zum
zweiten Thema des Abends, der fi-
nanziellen Bildung. Dass es hier er-
heblichen Verbesserungsbedarf ge-
be, wurde von keinem Teilnehmer
der Veranstaltung in Abrede gestellt.
So vertrat etwa Frankfurts IHK-Prä-
sident Ulrich Caspar die Einschät-
zung, die Bedeutung der Wirtschaft
werde im Kanon der Schulfächer
nicht angemessen abgebildet. Schˇ-
ler wˇrden auf wichtige finanzielle
Entscheidungen, die sie in den Jah-
ren des Berufsstarts treffen mˇssten,
nicht ausreichend vorbereitet.
Simone Rechel, stellvertretende

Vorsitzende der Wirtschaftsjunio-
ren, unterstrich, aus ihrer Sicht be-
stehe die Aufgabe darin, nicht nur
die Schˇler fit zu machen fˇr finan-
zielle Bildung, sondern zunächst
einmal die Lehrer. Digitalisierung
mˇsse sich stärker in der Lehrerqua-
lifikation widerspiegeln. Und selbst
wenn Informatik als Schulfach ein-
gefˇhrt werde, entbinde das die Leh-
rer anderer Fächer keineswegs da-
von, sich mit Digitalisierung zu be-
fassen und sie in ihren Unterricht
zu integrieren.
Ines Claus, die Fraktionschefin der

CDU im hessischen Landtag, be-
tonte, wie wichtig es sei, dass es in 
Hessen mittlerweile das pilotierte 
Schulfach ,,Digitale Welt‘‘ gebe und 
das Schulfach ,,Politik und Wirt-
schaft‘‘ durchgängig von Klasse 5 
bis 13 in den Lehrplänen stehe. Der 
hessische Grˇnen-Fraktionsvorsit-
zende Mathias Wagner argumen-
tierte, die Voraussetzungen seien 
zwar geschaffen, nun bestehe die 
Herausforderung aber in der Umset-
zung – etwa wenn es darum gehe, 
dem Thema Wirtschaft in der Schule 
tatsächlich mehr Gewicht zu geben.
Kontrovers debattiert wurde die 

Frage, ob Lehrer unbedingt eine 
˛konomische Ausbildung bräuch-
ten. Sven Schumann, Co-Vorsitzen-
der des Bˇndnisses ˛konomische Bil-
dung in Deutschland beklagte, dass 
man PoWi-Lehrer werden k˛nne, 
ohne Wirtschaft studiert zu haben. 
Dem hielt der Landtagsabgeordnete 
Wagner entgegen, dass es vor allem 
darum gehe, Schˇler fˇr Wirtschaft 
zu begeistern – und diese Aufgabe 
gehe weit ˇber das hinaus, was ein 
Fachstudium liefere.
Ines Schiller, Mitglied im Präsi-

dium des Bundesverbands deutscher 
Volks- und Betriebswirte, plädierte 
dafˇr, das Modell der Schˇlerfirmen 
auszuweiten. Zunehmend fänden 
sich Praxispartner, die beteiligte 
Schˇler anschließend ˇbernähmen, 
beispielsweise als Werkstudenten. 
Dem stimmte als Vertreter der Schˇ-
lerschaft Harrison Krampe zu, stell-
vertretender Stadtschulsprecher in 
Frankfurt. Er kritisierte die zu starke 
theoretische Ausrichtung des The-
mas Wirtschaft in der Schule: ,,Der 
Praxisbezug fehlt.‘‘ Er wˇnsche sich 
zum Beispiel, dass die Frage, wie 
man als Unternehmer konkret Preise 
kalkuliere, Bestandteil des Unter-
richts werde.
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